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Fast ein Viertel aller Jugendlichen in der EU ist arbeitslos. Besonders 
betroffen sind wiedermal die Krisenstaaten. Aber auch in Ländern wie 
Frankreich, Schweden oder Luxemburg haben es junge Leute schwer, 
Arbeit zu finden. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit der EU garan  tiert ih-
nen aber Zugang zum europäischen Arbeitsmarkt. Sie könnte helfen, 
neue Perspektiven zu eröffnen – würde sie richtig gefördert.
Die Staatsschuldenkrise der Euro-Zone hat 
mittlerweile dramatische Konsequenzen für 
die europäischen Arbeitsmärkte. Im April 2012 
erreichte die Arbeitslosigkeit in der EU mit 
fast 25 Millionen Arbeitslosen einen histori-
schen Höchststand. Während die von Eurostat 
berechneten Arbeitslosenquoten in Österreich, 
Deutschland, Luxemburg und den Niederlan-
den lediglich bei 3,9 bis 5,4% lagen, erreichten 
sie in den krisengeschüttelten südeuropäischen 
Ländern Griechenland und Spanien Werte von 
fast 25%. 
Besonders garvierend ist dabei die Entwick-
lung der Jugendarbeitslosigkeit: Im Frühjahr 
2012 waren 35% der Jugendlichen in Italien 
und Portugal im Alter unter 25 Jahren arbeits-
I
los, in Spanien und Griechenland sogar mehr 
als 50%. Insgesamt sind fünfeinhalb Millionen 
junger Menschen zwischen 14 und 25 Jahren 
arbeitslos. Das entspricht einer Quote von 22,6 
Prozent. Die Arbeitslosigkeit in den südeuropä-
ischen Euro-Ländern steigt auch deshalb, weil 
es diesen Ländern in den Jahren seit der Euro-
Einführung nicht gelungen ist, die Produktivi-
tät zu steigern.
Früher konnten Länder in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten immer noch ihre Währung ab-
werten, wenn mangelnde Produktivität zu sehr 
auf die Wettbewerbsfähigkeit drückte. Ein flexi-
bler Wechselkurs konnte ein entscheidendes In-
strument sein, um produktionstechnologische 
Nachteile einer Volkswirtschaft auszugleichen 
und damit deren internationale Wettbewerbsfä-
higkeit zu sichern. In der Theorie funktioniert 























































dukten war Grund und zugleich Folge dieser 
Entwicklung und beschleunigte das Sinken der 
Produktion und der Beschäftigung und führte 
zum Anstieg der Arbeitslosigkeit.
Schließen sich Länder mit unterschiedlichen 
Produktivitätswachstumsraten zu einer Wäh-
rungsunion zusammen, sollte also mindestens 
eine der folgenden Bedingungen erfüllt sein: 
Entweder sind die Länder in der Lage ihre Löh-
ne zu senken, und damit ihre Produktionskos-
ten anders als über den technologischen Fort-
schritt zu reduzieren. Oder ihre Arbeitskräfte 
sind mobil und ziehen den Stellenangeboten 
hinterher. Beide Bedingungen für eine funk-
tionsfähige Währungsunion sind in der Euro-
Zone jedoch nur unzureichend erfüllt. Henrik 
Enderlein, Professor an der Hertie School of 
Governance, kommt daher in seinem Aufsatz 
„Die Krise im Euro-Raum: Auslöser, Antwor-
ten, Ausblick“ zu einem ernüchternden Urteil: 
„Auf dem Papier hat Europa zwar einen Bin-
nenmarkt geschaffen, doch von einem wirk-




Jede Volkswirtschaft muss Wege finden, mit 
den wirtschaftlichen Ungleichgewichten ihrer 
Teilregionen umzugehen. Auch die Euro-Zone. 
Es ist wahrscheinlich, dass erhebliche Produk-
tivitätsunterschiede innerhalb der Euro-Zone 
bestehen bleiben und die Wettbewerbsfähig-
keit mancher Mitgliedsstaaten weiterhin be-
einträchtigen. Um in diesen Ländern einen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu verhindern, 
bietet es sich an, darüber nachzudenken, wie 
es Arbeitslosen erleichtert werden kann, den 
Jobs nachzuziehen. Im Idealfall wandern Ar-
beitskräfte aus den wirtschaftlich schwachen 
Volkswirtschaften in Länder, die international 
wettbewerbsfähig sind, und reduzieren so die 
Arbeitslosigkeit in ihren Heimatländern. In 
Ansätzen findet dies bereits statt. So stellte 
das Statistische Bundesamt mit Blick auf die 
Zuwanderung nach Deutschland im Jahr 2011 
fest: „Die Zuwanderung ausländischer Per-
sonen nahm vor allem aus dem EU-Raum zu   
rung eines Landes mit Produktivitätsnachtei-
len wird im Fall eines flexiblen Wechselkurses 
abgewertet. Das senkt die Kosten und federt 
so die Nachteile einer geringeren internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit ab. Spätestens aber 
mit der Einführung einer Gemeinschaftswäh-
rung entfiel diese Möglichkeit. Der Verzicht 
auf eine eigene Währung in Kombination mit 
einem geringen Produktivitätswachstum führ-
te dann dazu, dass die Exporte zurückgingen, 
während die Importe zunahmen. Der Rückgang 
der Nachfrage nach – teuren – heimischen Pro-
Arbeitslosigkeit in der EU
Entwicklung der Arbeitslosigkeit insgesamt 
und der Jugend Ende 2007 und Ende 2011
























































































































































Arbeitslosenquote 25 - 65 Jahre























































(+ 138.000 beziehungsweise + 34 %). Dabei 
erhöhte sich die Zuwanderung aus EU-Län-
dern, die von der Finanz- und Schuldenkrise 
schwer betroffen sind, besonders deutlich: Aus 
Griechenland kamen 90 % mehr Einwanderer 
als im Jahr 2010 (+ 11.000 Personen) und aus 
Spanien 52 % (+ 7.000 Personen)“ (Statistische 
Bundesamt 2012). Die absoluten Zahlen zeigen 
jedoch, dass das Ausmaß der Arbeitsmigrati-
on noch viel zu gering ist, um einen spürba-
ren Beitrag zur Lösung der Arbeitsmarktpro-
bleme in den schwachen Volkswirtschaften 
zu leisten. Obwohl die im EU-Recht veranker-
te Arbeitnehmerfreizügigkeit die rechtlichen 
Hürden bezüglich einer stärkeren Migration 
innerhalb der EU beseitigt hat (mit Ausnah-
me für Rumänien und Bulgarien), scheitert 
die in der Theorie einleuchtende Überlegung, 
die Funktionsfähigkeit einer Währungsunion 
über eine Wanderung der Arbeitskräfte zu 
stärken, in der Realität an zahlreichen Ängsten 
und Hindernissen. Dazu gehört neben sprach-
lichen und kulturellen Barrieren auch die Be-
fürchtung in den Zuwanderungsregionen, dass 




Reflexartig wird davon ausgegangen, dass der 
Zuzug von Arbeitskräften negative Effekte für 
die Beschäftigungssituation der inländischen 
Erwerbstätigen haben könnte: Beispielsweise 
durch eine Erhöhung des Arbeitskräfteange-
bots und den dadurch entstehenden Druck auf 
die Löhne. Oder durch eine verschärfte Kon-
kurrenzsituation unter den Arbeitnehmern. 
Diese kurzfristige Betrachtung vernachlässigt 
jedoch eine Reihe von dynamischen Effekten, 
die die negativen Lohn- und Beschäftigungs-
effekte für die einheimischen Arbeitskräf-
te abbremsen und sogar überkompensieren 
können:
•	 Erstens ist an die Nachfrageeffekte zu 
denken, die sich infolge der höheren Beschäf-
tigung ergeben können. Zum einen bewirkt 
die gesamtgesellschaftliche Steigerung der 
Beschäftigung eine Erhöhung des verfügbaren 
Einkommens, sodass die Konsumausgaben stei-
gen. Zum anderen ist zu erwarten, dass mit der 
Beschäftigungsausweitung auch die Investiti-
onsnachfrage steigt. Eine höhere Konsum- und 
Investitionsnachfrage bedeutet eine Steigerung 
der Arbeitsnachfrage, von der auch die inländi-
schen Arbeitskräfte profitieren.
•	 Zweitens bewirkt der sinkende Lohn eine 
Reduzierung der Produktionskosten in der Zu-
wanderungsregion. Dies erhöht die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit, sodass die Exporte 
der Zuwanderungsregion zunehmen. Damit 
steigt auch die Beschäftigung in den exportori-
entierten Unternehmen, was einen generellen 
Wachstumsprozess mit steigender Beschäfti-
gung auslöst.
•	 Drittens zeigen Untersuchungen, dass Ar-
beitsmigranten häufig sparsamer und risiko-
bereiter sind als die Bevölkerung der Zuwan-
derungsregion. Der Zuzug von Menschen aus 
dem Ausland wirke sich daher positiv auf die 
gesamtwirtschaftlichen Ersparnisse, die Inves-
titionen und vor allem die Gründung von neu-
en Unternehmen aus, so Michael Bommes in 
„Migration und Veränderung der Gesellschaft“. 
Damit wird ein Prozess des wirtschaftlichen 
Wachstums angeschoben, von dem auch die 
Bürger der Zuwanderungsregion profitieren.
Zuwanderung Deutschland
nach Herkunftsgebieten, 2011
































































en, die sich mit den Lohn- und Beschäftigungs-
effekten von Zuwanderung auseinandersetzen, 
zu der Einschätzung: „Unabhängig vom ge-
wählten Ansatz der empirischen Untersuchung 
hat Zuwanderung nur geringe Effekte auf in-
ländische Löhne und Beschäftigung“, so Max 
Steinhardt in „Arbeitsmarkt und Migration“.
IV
Vor- oder Nachteil?
Die Abwanderung von Arbeitskräften aus einer 
Volkswirtschaft, die unter einer hohen Arbeits-
losigkeit leidet, entlastet den Arbeitsmarkt und 
die sozialen Kassen, die ansonsten Transfer-
zahlungen leisten müssten. Abwanderung hat 
damit positive Auswirkungen für die südeuro-
päischen Euro-Staaten, in denen die Arbeitslo-
sigkeit momentan besonders hoch ist.
Neben diesen positiven Effekten kann die Ab-
wanderung aber auch nachteilige Konsequen-
zen haben. Zu nennen ist vor allem die Gefahr 
eines »Brain Drains«, also der Verlust hoch 
qualifizierter Arbeitskräfte. Studien zu Migrati-
onsbewegungen zeigen, dass hoch qualifizierte 
junge Menschen besonders wanderungsaktiv 
sind. Für die Abwanderungsregion bedeutet 
dies eine Verschlechterung der Produktivität. 
Der Brain Drain hat daher einen negativen Ein-
fluss auf die Wachstums- und Entwicklungs-
chancen der Abwanderungsregion. Wenn es 
•	 Viertens ist zu berücksichtigen, dass die 
Löhne infolge tariflicher oder gesetzlicher Re-
gelungen häufig nach unten hin wenig flexibel 
sind, sodass die Zuwanderung von Arbeitskräf-
ten zwar das Arbeitsangebot erhöht, der Lohn 
aber trotzdem nicht sinkt. Zudem zeigen zahl-
reiche empirische Studien, dass neue Zuwande-
rer auf dem Arbeitsmarkt eher mit früheren Zu-
wanderern konkurrieren als mit einheimischen 
Arbeitskräften: „Während die einheimische Be-
völkerung den meisten Studien zufolge in fast 
allen Qualifikationsgruppen gewinnt, verlieren 
die bereits im Lande lebenden Ausländer er-
heblich“, konstatiert Herbert Brücker in „Neue 
Erkenntnisse zu den Arbeitsmarktwirkungen 
internationaler Migration“.
•	 Schließlich ist es denkbar, dass in der Zu-
wanderungsregion ein Arbeitskräftemangel 
herrscht. In diesem Fall führt die Zuwanderung 
von Arbeitskräften weder zu einer Lohnsen-
kung noch zu einer Verdrängung heimischer 
Arbeitskräfte. Stattdessen schließen die zu-
gewanderten Arbeitskräfte die Lücke auf dem 
Arbeitsmarkt und erhöhen die gesamtwirt-
schaftliche Beschäftigung, ohne damit Vertei-
lungskonflikte mit den heimischen Arbeitskräf-
ten zu generieren.
Unter Berücksichtigung dieser dynamischen 
Effekte kann es daher im Fall der Zuwanderung 
von Arbeitskräften sogar zu positiven Lohn- 
und Beschäftigungseffekten für die heimischen 
Arbeitskräfte kommen. Max Steinhardt vom 
Hamburgischen WeltWirtschaftsInstitut kommt 
bei seiner Betrachtung von zahlreichen Studi-
Arbeitsmigration
Zu- und Abwanderung aus und in Euro-Staaten mit hoher Arbeitslosigkeit nach Deutschland, 2007 bis 2011
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sich bei der Abwanderungsregion um eine nur 
unterdurchschnittlich entwickelte Ökonomie 
handelt – so wie dies momentan in den süd-
europäischen Euro-Mitgliedsländern der Fall ist 
–, hat der Brain Drain zur Folge, dass sich die 
Wachstums- und Wohlfahrtsunterschiede zwi-
schen den Regionen noch verstärken. Migran-
ten verlassen ihr Heimatland in der Regel auch 
mit dem bis dahin angesparten Kapital. Dies 
stellt für die Volkswirtschaft, aus der die Mi-
granten auswandern, einen Kapitalverlust dar. 
Gerade für weniger entwickelte Volkswirtschaf-
ten ist der Kapitalmangel eine zentrale Wachs-
tumsbremse. Die Abwanderung von hoch qua-
lifizierten Arbeitskräften stellt also auch unter 
dem Gesichtspunkt der Verfügbarkeit von Ka-
pital für die südeuropäischen Euro-Staaten eine 
Entwicklungsbremse dar.
Allerdings sind auch Entwicklungen feststell-
bar, die diesen negativen Auswirkungen ent-
gegenwirken. Sowohl der Brain-Drain als auch 
der Kapitalverlust können durch andere Effekte 
überlagert und gegebenenfalls sogar überkom-
pensiert werden:
•	 Zunächst einmal ist festzustellen, dass 
nicht alle Auswanderer ihr Land für immer ver-
lassen. Viele kehren nach einem temporären 
Auslandsaufenthalt wieder in ihr Heimatland 
zurück und erhöhen dann durch die im Aus-
land erworbenen Fähigkeiten den Humankapi-
talbestand ihres Landes.
•	 Wenn in einem Land eine hohe Arbeits-
losigkeit besteht, vor allem eine hohe Jugend-
arbeitslosigkeit, gibt es für junge Menschen 
kaum einen Anreiz, Zeit und Geld in die eigene 
Bildung zu investieren. Die Aussicht auf eine 
höhere Entlohnung im Ausland ist ein Anreiz 
für eine Intensivierung der Bildungsanstren-
gungen in Ländern mit einer hohen Arbeitslo-
sigkeit. Da jedoch nicht alle, die diese Bildungs-
anstrengungen auf sich nehmen, ihre Heimat 
verlassen, steigert dies die Qualifikation im 
Land. An die Stelle eines »Brain-Drains« tritt 
dann ein »Brain-Gain«. Dies ist nicht nur graue 
Theorie: „Empirische Studien zeigen, dass der 
Brain-Gain-Effekt tatsächlich existiert und in ei-
nigen Ländern die Abwanderung von Fachkräf-
ten mehr als kompensieren kann“, schreiben 
Böhme, Mahmoud und Thiele in „Migration: 
Entwicklungsmotor statt Entwicklungsbremse“.
•	 Auch der Kapitalverlust, der mit einer Ab-
wanderung von Menschen verbunden ist, kann 
durch die Migranten wieder ausgeglichen wer-
den. Dies ist der Fall, wenn die ausgewander-
ten Personen Teile ihres Einkommens an die 
Familienangehörigen im Inland überweisen. 
Nach Schätzungen der Weltbank lagen diese 
Rücküberweisungen im Jahr 2010 weltweit 
bei 325 Milliarden US-Dollar. Dieser Betrag 
ist etwa dreimal so viel wie die offizielle Ent-
wicklungshilfe. Für 2011 werden sogar Rück-
überweisungen in Höhe von 351 Milliarden US-
Dollar angenommen. Bemerkenswert ist dabei 
auch, dass die Zahl der Migranten zwischen 
1990 und 2010 weltweit nur um 40 Prozent 
zunahm, während sich das Volumen der von 
den Migranten geleisteten Rücküberweisungen 
innerhalb dieser 20 Jahre verzehnfachte. Auch 
wenn sich diese Zahlen primär auf Migranten 
aus Entwicklungsländern beziehen, ist es nicht 
unplausibel anzunehmen, dass ähnliche Effekte 
auch mit europäischen Migrationsbewegungen 
verbunden sind.
V
Eine Chance für alle
Migration ist unter Berücksichtigung der 
mittel- und langfristigen Effekte eine Chance 
für alle beteiligten Länder. In den Zuwande-
rungsregionen kann Migration einen Wachs-
tumsprozess anstoßen und einen Arbeitskräf-
temangel beheben, ohne dass es dabei zur 
Verdrängung heimischer Arbeitskräfte und 
Lohnsenkungen kommt. Und in den Abwande-
rungsregionen kann Migration einen Beitrag 
zur Verringerung der Arbeitslosigkeit leisten, 
ohne dass dies notwendigerweise mit einem 
Brain Drain und dem Verlust von Kapitel ver-
bunden sein muss.
Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen 
Heterogenität innerhalb der Euro-Zone und 
den damit verbundenen Herausforderungen 
für die einzelnen Arbeitsmärkte – hohe Ar-
beitslosigkeit in wirtschaftlich schwachen 
Volkswirtschaften und ein sich anbahnender 
Arbeitskräftemangel in den wirtschaftlich 
boomenden Regionen – kann die Wanderung 
von Arbeitskräften zwischen den Euro-Län-























































Bulgarien) keine Hürde, aber in der Praxis gibt 
es dabei nach wie vor Umsetzungsprobleme.
•	 Damit Arbeitsuchende Stellen im EU-Aus-
land annehmen können, müssen sie über das 
Stellenangebot im Ausland informiert sein. 
Eine engere Zusammenarbeit der europäischen 
Arbeitsämter ist dazu ebenso notwendig, wie 
ein Ausbau von mehrsprachigen Datenban-
ken mit entsprechenden Arbeitsangeboten, 
so wie dies bereits in dem Kooperationsnetz-
werk EURES geschieht. Zur Erleichterung der 
Arbeitsaufnahme in einem anderen Land ge-
hört auch die schnelle und unbürokratische 
Anerkennung der im Heimatland erworbenen 
Qualifikationen und Abschlüsse. D. h. mit Blick 
auf die EU-Bürger vor allem eine bürgerfreund-
liche Anwendung der EU-Richtlinie über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen. Hilf-
reich wäre zudem eine bessere und einfachere 
Transferierbarkeit von Ansprüchen in der So-
zialversicherung, also z. B. ein Bezug von Ar-
beitslosenunterstützung auch für die Personen, 
die sich im Ausland aufhalten, um dort vor Ort 
auf Jobsuche gehen zu können (siehe dazu die 
EU-Verordnung zur Koordinierung der Systeme 
der sozialen Sicherheit).
•	 Um die Zuwanderung in den wirtschaftlich 
starken Regionen der Euro-Zone zu erhöhen, ist 
ein aktives Werben um Qualifizierte und Hoch-
qualifizierte in den wirtschaftlich schwächeren 
Euro-Mitgliedstaaten erforderlich. Dazu gehört 
z. B. die Einrichtung weiterer Service- und Infor-
mationsstellen, die die auswanderungswilligen 
Menschen in den schwächeren Regionen über 
die Arbeitsmöglichkeiten sowie die verwal-
tungsrechtlichen Rahmenbedingungen in den 
wirtschaftlich starken Regionen informieren.
•	 Nach dem Zuzug von Menschen in ein 
wirtschaftlich starkes Euro-Land ist deren In-
tegration in die Gesellschaft zu unterstützen 
und ihre gleichberechtigte gesellschaftliche 
Teilhabe sicherzustellen. Zentrale Bedingungen 
hierfür ist die Sprache. Notwendig ist daher die 
Förderung der Fremdsprachenkenntnisse.
•	 Die erfolgreiche Integration von Zugewan-
derten setzt schließlich noch voraus, dass die 
Ängste der einheimischen Bevölkerung vor 
negativen ökonomischen Konsequenzen einer 
verstärkten Zuwanderung reduziert werden. 
Die Hauptsorge dürfte dabei die Befürchtung 
sein, dass die Zuwanderung von Arbeitskräften 
für die heimische Bevölkerung eine Verringe-
den Arbeitsmärkten abzubauen. Vor allem in 
den wirtschaftlich schwachen Regionen der 
Euro-Zone würde die Abwanderung von Ar-
beitskräften einen Anstieg der Arbeitslosig-
keit abmildern, der sich über steigende Aus-
gaben zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
negativ auf die Staatsfinanzen auswirkt.  Dies 
würde einen weiteren Anstieg der öffentlichen 
Verschuldung abbremsen und so zur Stabili-
sierung der Staatsfinanzen in der Euro-Zone 
beitragen.
VI
Was tun für mehr Mobilität?
Innerhalb der EU gilt das Prinzip Arbeitneh-
merfreizügigkeit. In Artikel 15 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union heißt es: 
„Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Ar-
beit zu suchen, zu arbeiten, sich niederzulas-
sen oder Dienstleistungen zu erbringen.“ Die 
freie Wahl des Arbeitsplatzes in der gesamten 
EU ist einer der Grundfreiheiten des gemeinsa-
men Marktes. Dennoch ist die regionale Mobili-
tät der Arbeitskräfte innerhalb der EU geringer 
als im »Währungsraum USA«. Eine Entlastung 
der Arbeitsmärkte in den wirtschaftlich schwa-
chen Euro-Mitgliedsstaaten durch eine größere 
Mobilität der Arbeitskräfte verlangt daher eine 
stärkere Förderung der Migration als bisher.
Zur Steigerung der intra-EU Migration bieten 
sich z. B. folgende Maßnahmen an:
•	 Das zentrale Motiv für Wanderungsent-
scheidungen besteht aus attraktiven Arbeits- 
und Lebensbedingungen. Dabei geht es um 
Berufsperspektiven, Bildungs- und Arbeits-
chancen für die Familienmitglieder, Steuern 
und Abgaben, zuwanderungsfreundliche Ver-
waltungsprozesse, aber auch um weiche Fak-
toren wie Toleranz, Wertschätzung von Vielfalt 
sowie Gestaltungsfreiheiten. Besonders wichtig 
ist dabei eine attraktive »Willkommenskultur« 
in den potenziellen Zuwanderungsregionen. Zu-
dem muss der Familienzuzug unterstützt wer-
den, indem auch Partner und Kinder berufliche 
Perspektiven erhalten. Formal ist dies inner-
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rung der Löhne und eine Erhöhung der Arbeits-
losigkeit zur Folge hat. Dass diese Befürchtun-
gen letztendlich unbegründet sind, ist weiter 
oben gezeigt worden. Eine bessere Information 
der einheimischen Bevölkerung über diese öko-
nomischen Zusammenhänge kann die Angst 
vor einer größeren Zuwanderung verringern 
und so die Integration der zugewanderten Per-
sonen erleichtern.
Summa summarum lässt sich festhalten: Auch 
wenn sich die gegenwärtige Staatsschuldenkri-
se in der Euro-Zone sicherlich nicht nur durch 
eine Förderung der Arbeitsmigration beheben 
lässt, kann dieses Instrument einen wertvollen 
Beitrag zur Lösung dieser Krise leisten. Eine 
Reduzierung der Arbeitslosigkeit in den krisen-
geschüttelten Ländern ist dabei zwingend erfor-
derlich – nicht nur zur Sanierung der öffentli-
chen Finanzen, sondern auch zur Verhinderung 
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